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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Betreuung der in den Sammellagern Nürnberg und 
Zirndorf untergebraditen Ausländer 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1289 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP wird wie folgt be- 
antwortet : 

Zu 1 

Die Kosten der Betreuung der in den Sammellagern Nürnberg 
und Zirndorf untergebrachten Ausländer werden ab 1. April 
1955 vom Bund nach Maßgabe der §§ 7, 8 und 11 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 21a des Ersten Überleitungsgesetzes vom 
28. Aprii 1955 (BGBl. I S. 193) durch Leistung von Pausch- 
beträgen an das Land Bayern abgegolten. Vor dem 1. April 
1955 hat der Bund diese Aufwendungen zu 85 v. H. erstattet; 
die Interessenquote von 15 v. H. übernahm entsprechend der 
Entschließung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 
vom 28. Januar 1953 (MABl. S. 77) das Land Bayern. Die 
Pauschbeträge, die im Rechnungsjahr 1955 100 v. H. der Auf- 
wendungen im Bezugszeitraum (1. Juli 1953 bis 30. Juni 1954) 
betrugen und die bis zum Rechnungsjahr 1968 in Beträgen 
zu leisten sind, die jährlich um 5 v. H., ab 1964 um lOv. H. 
absinken, werden vom Bayerischen Staatsministerium des 
Innern ungekürzt an die Fürsorgeverbände überwiesen. 

Der Teil des Pauschbetrages, der auf die Betreuung von Aus- 
ländern in den Sammellagern in Nürnberg und Zirndorf ent- 
fällt — in diesem Rechnungsjahr 80 v. H. des Grund- 
betrages — , übersteigt nach einer Erklärung des Präsidenten 
des Bezirkstages Mittelfranken trotz der Degression um 20 v.H. 
zur Zeit die Aufwendungen, die von den Fürsorgeträgern für 
die Betreuung dieses Personenkreises erbracht werden. Sie 
werden, wie er weiterhin erklärt hat, voraussichtlich erst im 
Rechnungsjahr 1964 unter den derzeitigen tatsächlichen Auf- 
wand absinken. 

Es kann somit festgestellt werden, daß die in den Sammel- 
lagern Nürnberg und Zirndorf untergebrachten Ausländer zur 
Zeit eine finanzielle Belastung für den Landesfürsorgeverband 
Mittelfranken und für die Bezirksfürsorgeverbände Nürnberg 
und Fürth nicht darstellen. 
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Zu 2 

Die Bundesregierung ist aus Rechtsgründen (Artikel 83 GG) 
nicht in der Lage, die Betreuung der Insassen der Lager 
Nürnberg und Zirndorf als Bundesaufgabe zu übernehmen. 
Nach § 1 der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 
13, Februar 1924 in der Fassung der hierzu ergangenen Ände- 
rungsvorschriften sind die dort genannten öffentlich-rechtlichen 
Fürsorgeaufgaben von den Landesfürsorgeverbänden und den 
Bezirksfürsorgeverbänden zu erfüllen. Zu diesen Aufgaben 
zählt die ; Fürsorge für Ausländer gemäß § 34 der Reichs- 
grundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge. 

Die Bundesregierung hält es nicht für angezeigt, auf eine 
Verteilung der für die Betreuung der Ausländer in den 
Sammellagem entstehenden Fürsorgekosten auf alle Länder 
hinzuwirken, da eine Notwendigkeit hierfür nicht besteht. Diese 
Aufwendungen werden bis zum Rechnungsjahr 1968 vom Bund 
durch Leistung von Pauschbeträgen an das Land Bayern ab- 
gegolten. Dieser Pauschbetrag reicht, wie zu 1. dargelegt, 
gegenwärtig und voraussichtlich auch für die nächsten Jahre 
zur Deckung der tatsächlichen Kosten aus. 


Dr. Schröder 
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